an 
Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 7302.) Geſetz, betreffend die Aufhebung des Hypothekenamtes Meiſenheim und die 
Vereinigung des Bezirks deſſelben mit dem Hypothekenamtsbezirke Simmern. 
Vom 28. Dezember 1868. 5 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


9. 1. 


Das e für den Bezirk des vormals Heſſen-Homburgiſchen 
Oberamtes Meiſenheim, deſſen Verwaltung bereits durch Unſern Erlaß vom 
15. Juli 1867. (Geſetz-Samml. S. 1243.) unter Verlegung des Sitzes 
deſſelben nach Simmern dem Hypothekenbewahrer in Simmern vom 1. Sep⸗ 
tember 1867. ab übertragen worden iſt, wird hierdurch mit dem 1. Juli 1869. 
aufgehoben und deſſen Bezirk von dieſem Tage ab mit dem Bezirke des Hypo⸗ 
thekenamtes Simmern vereinigt. 


§. 2. 
Zur Ausführung dieſer Vereinigung werden am Abende des 30. Juni 
13869. ſämmtliche Regiſter des Hypothekenamtes Meiſenheim durch den Friedens⸗ 
lichter zu Simmern unter Zuziehung des Hypothekenbewahrers abgeſchloſſen. 
Die hierüber aufzunehmende Verhandlung wird unmittelbar unter der letzten 
Eintragung in jedem Regiſter niedergeſchrieben und von beiden Beamten vollzogen. 


N 
In die bisherigen Regiſter find, auch nach deren in Gemäßheit des F. 2. 
erfolgten Schließung, noch fernerhin alle Vermerke einzutragen, welche ſich auf 
die darin vorhandenen Eintragungen beziehen, wie Vermerke über Subrogationen, 
Ceſſionen, Prioritätsbewilligungen, Löſchungen, Reduktionen, Veränderungen des 


gewählten Wohnſtitzes. 
Jahrgang 1859. (Nr. 7302--7303,) 26 f §. 4. 


Ausgegeben zu Berlin den 28. Januar 1869. 


H. 4. : 

In Amtslokale des Hypothekenamtes Simmern wird ein alphahetiſches 
Verzeichniß ſämmtlicher Ortſchaften des neu gebildeten Bezirkes, unter Angabe 
der Kreiſe, Friedensgerichtsbezirke, Bürgermeiſtereien und Gemeinden, zu welchen 
ſie gehören, und der Hypothekenämter, zu welchen fie bisher gehört haben, zu 
Jedermanns Einſicht öffentlich ausgehängt. 5 

Dieſes Verzeichniß iſt in dem Amtsblatte der Regierung zu Coblenz ſechs 
Wochen vor der Ausführung dieſes Geſetzes bekannt zu machen. 


§. 5. 
Unſer Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Gegeben Berlin, den 28. Dezember 1868. 


(J.. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Leonhardt, 


(Nr, 7303.) Statut des Verbandes zur Melioration der Schwentezeck-Wieſen im Kreiſe 4 


Johannisburg. Vom 21. Dezember 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen auf Grund der $$. 56. und 57. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 
(Geſetz-Samml. von 1843. S. 41.) und des Artikels 2. des Geſetzes vom 
11. Mai 1853. (Geſetz-Samml. von 1853. S. 182.), nach Anhörung der Be⸗ 
theiligten, was folgt: f N 


§. 1. 
Unter der Benennung: 
„Verband zur Melioration der Schwentezeck-Wieſen“ 
wird eine Genoſſenſchaft mit Korporationsrechten gebildet. 


Der Verband hat feinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Jo⸗ 
hemnisburg. i 15 


9.72 


Zweck des Verbandes iſt: N 36 4 
die verſumpften Wieſenflächen zu beiden Seiten des FOR UNE. 
| Be 


4 


| — 15 — 
auf der Strecke von der Schlaga⸗Mühle bis zum Roſch⸗See, durch Entwäſſerung 
kulturfähiger und ertragreicher zu machen. 

Zur Erreichung dieſes Zweckes ſind die in den Koſtenanſchlägen des 
Waſſerbau⸗Inſpektors Wiebe vom 15. Januar 1866. verzeichneten Hauptgräben 
und Brücken von dem Verbande auszuführen und zu unterhalten. Erhebliche 
Abänderungen des Projekts dürfen nur mit Genehmigung des Miniſters für die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 

ö Binnen⸗Entwäſſerungen und Bewäſſerungsanlagen hat der Vorſtand des 
Verbandes auf Koſten der ſpeziell dabei Betheiligten zu vermitteln und nöthigen⸗ 
falls durchzuführen, nachdem der Plan dazu, ſowie das Beitragsverhältniß, dem 
Gehe it eines Jeden entſprechend, von den Staatsverwaltungsbehörden feſt⸗ 
geſtellt iſt. 

ſcht Die Unterhaltung ſolcher Anlagen hat der Vorſtand ebenfalls zu beauf⸗ 
ichtigen. 


g. 3. 


Ueber die vom Verbande zu unterhaltenden Anlagen und über die Grund- 
ſtücke des Verbandes iſt ein Lagerbuch vom Direktor des Verbandes zu führen 
und vom Vorſtande feſtzuſtellen. 


8. 4. 


Der Verband iſt befugt, ſoweit dies zur Ausführung des Meliorations⸗ 
planes nothwendig iſt, die Abtretung fremden Grund und Bodens, die Ein⸗ 
räumung einer Servitut und die vorübergehende Nutzung von Grundſtücken 
gegen Entſchädigung nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 15. November 
1811. (Geſetz⸗Samml. von 1811. S. 352.) zu verlangen. 

Die Genoſſen des Verbandes haben den zu den Gräben und Kanälen 
erforderlichen Grund und Boden in der Regel ohne Entſchädigung herzugeben. 
Dagegen gebührt ihnen die Grasnutzung auf den Böſchungen, und es fällt ihnen 
auch das verlaſſene Flußbett unentgeltlich zu. 

Sofern der Werth der Grasnutzung und des Flußbettes den Werth des 
Grund und Bodens jedoch nicht erreicht, ſoll ihnen der Mehrwerth des letzteren 
nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 15. November 1811. im Wege des 
ſchiedsrichterlichen Verfahrens entſchädigt werden. 


§. 5. 


Die beſtehenden Brücken auf den Entwäſſerungszügen ſind, nachdem ſie 
auf Koſten des Verbandes umgebaut ſind, von denjenigen im normalmäßigen 
Zuſtande zu unterhalten, welchen die Unterhaltung bisher oblag. Wenn die 
Brücken bei dem Umbau erheblich größer als bisher werden, ſo hat der Verband 
den Unterhaltungspflichtigen für die Vergrößerung ſeiner Laſt zu entſchädigen. 
Die durch die Entwäſſerungszüge nothwendig werdenden neuen Brücken 
hat der Verband allein zu unterhalten. - 22 
N. 7308.) 26* $. 6. 
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Die Genoſſen des Verbandes und das Verhältniß ihrer Beitragspflicht 
zur Herſtellung und Unterhaltung ihrer gemeinſamen Anlagen ſind durch ein 
Kataſter feſtzuſtellen, welches der Regierungskommiſſarius entwirft. 

Das Verhältniß des Vortheils an der Melioration bildet dabei den 
Maaßſtab. 

Der Entwurf dieſes Kataſters iſt bei dem Landrathsamte zu Johannis⸗ 
burg und extraktlich bei den Gemeindevorſtänden offen zu legen, auch den Gütern, 
welche einen beſonderen Gutsbezirk bilden, extraktlich mitzutheilen. 

Zugleich iſt im Amtsblatte der Regierung zu Gumbinnen und in dem 
Kreisblatte eine vierwöchentliche Friſt bekannt zu machen, innerhalb welcher bei 
dem Kommiſſarius Beſchwerde erhoben werden kann. 

Der Kommiſſarius hat die erhobenen Beſchwerden unter Zuziehung der 
Beſchwerdeführer, eines Deputirten des Vorſtandes und der erforderlichen Sach⸗ 
verſtändigen zu unterſuchen. 5 N 

Die Sachverſtändigen find hinſichtlich der Grenzen des Inundations⸗ 
gebietes und der ſonſtigen Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer oder nöthigen⸗ 
falls ein Vermeſfungsreviſor, hinſichtlich der Bonität zwei ökonomiſche Sach⸗ 
verſtändige, denen bei Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungsverhältniſſe ein 
Waſſerbauverſtändiger beigeordnet werden kann. f i 

Die Sachverſtändigen werden von der Regierung ernannt. Mit dem Re⸗ 
ſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, nämlich die Beſchwerdeführer 
einerſeits und der Vorſtandsdeputirte andererſeits, bekannt gemacht. 

Sind beide Theile mit dem Nefultate einverſtanden, fo hat es dabei fein 
Bewenden und wird das Kataſter demgemäß berichtigt. Andernfalls werden die 
Akten zur Entſcheidung der Beſchwerden der Regierung eingereicht. 

Wird die Beſchwerde verworfen, jo treffen die Koſten derſelben den Ber 
ſchwerdeführer. f 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung iſt 
ale dagegen an den Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
zuläſſig. 

Nach erfolgter Feſtſtellung wird das Kataſter von der Regierung zu Gum⸗ 
binnen ausgefertigt und dem Vorſtande zugeſtellt. 5 8 

Bis zur Feſtſtellung des Kataſters verfügt die Regierung zu Gumbinnen 
nach Anhörung des Vorſtandes über das interimiſtiſche Beitragsverhältniß , 
c on der Ausgleichung der Einziehung von Beiträgen zum Grunde 
zu legen iſt. 


8. 775 


Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beiträge für die Anlage und 
Unterhaltung ruht mit der Sozietätspflicht gleich den ſonſtigen gemeinen Laſten 
und Abgaben als Reallaſt unablöslich auf den verpflichteten Grundſtücken. 
Die Beiträge find auf das Ausſchreiben des Direktors in den darin zu 
bezeichnenden Terminen zur Kaffe des Verbandes bei Vermeidung der admi⸗ 
ni⸗ 


„„ 


niſtrativen Exekution einzuzahlen. Innerhalb der Gemeinden bewirken deren 
Vorſteher die Einziehung und Abführung zur Kaſſe des Verbandes. 8 

5 Die Exekution findet auch ſtatt gegen Pächter, Nutznießer, oder andere 
Beſitzer der verpflichteten Grundſtücke, vorbehaltlich des Regreſſes an die eigent⸗ 
llich Verpflichteten. a 


$. 8. 

An den vom Verbande zu unterhaltenden Haupt⸗Entwäſſerungszügen 
al drei Fuß, vom oberen Rande der Böſchung ab gerechnet, unbeadert 

eiben. i 
Bei der Räumung der Kanäle und Gräben müſſen die Eigenthümer der 
angrenzenden Grundſtücke den Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen dagegen zufällt, 
aufnehmen und binnen vier Wochen nach der Räumung, wenn aber die Räu⸗ 
mung vor der Ernte geſchieht, binnen vier Wochen nach der Ernte, bis auf Eine 
Ruthe Entfernung von dem Rande fortſchaffen. Aus beſonderen Gründen kann 
der Direktor dieſe Friſt abändern. 5 ö 
Ausnahmen von der Beſtimmung dieſes Paragraphen können in einzelnen 
Fällen vom Vorſtande des Verbandes mit Genehmigung der Regierung geſtattet 
werden. Wo die Eigenthümer der angrenzenden Ländereien durch die Gräben 
keinen Vortheil haben, ſoll ihnen die Fortſchaffung des Auswurfs gegen ihren 
Willen nicht aufgelegt werden. ö 


Se 


Der Verband fteht unter der Aufficht der Regierung zu Gumbinnen als 
Landespolizeibehörde und in höherer Inſtanz des Miniſters für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten. Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Be⸗ 
ſtimmungen des Statuts beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und erhalten 
und die etwaigen Schulden regelmäßig verzinſt und getilgt werden. 

Die Regierung entſcheidet über die Beſchwerden gegen die Beſchlüſſe des 
Vorſtandes und des Direktors, ſofern der Rechtsweg nicht zuläſſig und ein⸗ 
geſchlagen iſt, und ſetzt ihre Entſcheidung nöthigenfalls evekutiviſch in Vollzug. 
8 Die Regierung iſt befugt, von der Verwaltung des Verbandes jederzeit 
Kenntniß zu nehmen, nach Anhörung des Vorſtandes eine Geſchäftsanweiſung 
für den Verband zu ertheilen und auf Grund des Geſetzes vom 11. März 
1850. für die Polizeiverwaltung die nöthigen Polizeiverordnungen zu erlaſſen 
Am Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden und zu beauffichtigenden 

nlagen. i 


F. 10. 


Wenn der Vorſtand es unterläßt oder verweigert, die dem Verbande 
nach dieſem Statute oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haus⸗ 
haltsetat zu bringen oder außerordenklich zu genehmigen, ſo läßt die Regierung 
nach Anhörung des Vorſtandes die Eintragung in den Etat von Amtswegen 
hewirken, oder ſtellt die außerordentlichen Ausgaben feſt und verfügt die Ein⸗ 


ziehung der erforderlichen Beiträge. 
(Nr, 7303,) Ge⸗ 


= dee 2 
Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Vorſtande innerhalb zehn Tagen die 
Berufung an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. ö 
| g. 11. 


Die Regierung hat darauf zu halten, daß den Beamten des Verbandes 
die ihnen zukommenden Beſoldungen unverkürzt zu Theil werden und etwaige 
Beſchwerden darüber zu entſcheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 


. 12. 


Die Angelegenheiten des Verbandes werden durch einen Vorſtand geleitet, 
welcher aus einem Direktor und drei Mitgliedern beſteht. 

Der Direktor und ſein Stellvertreter werden von der Regierung zu Gum⸗ 
binnen ernannt. 

Die drei Mitglieder werden dagegen ernannt reſp. gewählt: 


1) vom Domainen- und Forſtfiskus Ein Mitglied, 


2) von den zum Verhande gehörigen Beſitzern ſelbſtſtändiger Güter Ein 1 


Mitglied, 
3) von den Dorfgemeinden und allen übrigen Grundbeſitzern Ein Mitglied. 


Das Mitglied ad 2. und deſſen Stellvertreter werden von den zum Ver⸗ 
bande gehörigen Beſitzern ſelbſtſtändiger. Güter reſp. von ihren Bevollmächtigten 
und geſetzlichen Vertretern, das Mitglied ad 3. und deſſen Stellvertreter von 
den Vorſtehern ſämmtlicher Gemeinden, zu welchen die übrigen bei dem Verbande 
betheiligten Grundbeſitzer gehören, durch abſolute Stimmenmehrheit gewählt. 
Dabei wird die Stimme jedes wählenden Vorſtehers gezählt nach der Morgen⸗ 
zahl, welche er vertritt. Sobald das Kataſter feſtgeſtellt iſt, erfolgt die Zählung 
der Stimmen bei den Wahlen nach der Normalmorgenzahl, welche der Wähler 
vertritt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. Die Wahl gilt für ſechs 
Jahre. Der Ausſcheidende kann wieder gewählt werden 

Die Regierung zu Gumbinnen ernennt die Wahlkommiſſarien. Die Prü⸗ 
fung der Wahlen ſteht dem Vorſtande ſelbſt zu. BR 

Im Uebrigen finden bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver⸗ 
pflichtung zur Annahme der Wahl die Vorſchriften über die Gemeindewahlen 
Anwendung. 

Die Stellvertreter nehmen in Krankheits⸗ und Behinderungsfällen des 
Mitgliedes ſeine Stelle ein und treten für das Mitglied ein, wenn daſſelbe 
während der Wahlzeit ſtirbt, oder ſeinen Wohnſitz in der Gegend aufgiebt. 


N e \ 
Der Vorſtand des Verbandes hat über alle Angelegenheiten zu ber 


ſchließen, ſoweit dieſelben nicht dem Vorſitzenden (Direktor) überwieſen find, 
insbeſondere: 


a) über 


1 9999 — 
a) über die zur Erfüllung der Sozietätszwecke nothwendigen und nützlichen 
Einrichtungen und über die Bauanfchläge; 7175 
b) über den Jahresetat und die erforderlichen gewöhnlichen und außer⸗ 
gewöhnlichen Ausſchreiben, ſowie über die Decharge der Jahresrechnung , 
e) über etwaige Anleihen; 
d) über Verträge (f. jedoch §. 21.); 
e) über die Benutzung der etwa zu erwerbenden Grundſtücke oder des 
ſonſtigen Vermögens des Verbandes; 
) über die Annahme des Rendanten und der erforderlichen Unterbeamten; 
g) über die Geſchäftsanweiſungen; 
h) über die Reviſion der Anlagen durch einen qualiſtzirten Baubeamten. 
Die Ausführung der Beſchlüſſe des Vorſtandes erfolgt durch den Vor⸗ 
figenden. Der Vorſtand iſt aber berechtigt, von der Ausführung der Beſchlüſſe 
ſich Ueberzeugung zu verſchaffen. Beſchlüſſe des Vorſtandes, welche der Vor⸗ 
ſitzende für geſetzwidrig oder dem Gemeinwohl nachtheilig erachtet, hat derſelbe 
zu beanſtanden und die Entſcheidung der Regierung einzuholen. 


H. 14. 
Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 
a) zu den Projekten über den Bau neuer Anlagen; 
b) zu Anleihen; 
e) zur Veräußerung von Grundſtücken des Verbandes. 


2 


Kin 


0 Der Vorſtand verſammelt ſich auf Berufung des Vorſitzenden alle Jahre 

mindeſtens einmal im Monat Mai. Die Art und Weiſe der Zuſammen⸗ 

berufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtände der Verhandlung; mit Aus⸗ 

Men dringender Fälle muß dieſelbe wenigſtens ſieben freie Tage vorher 
attfinden. N 


H. 16. 


| Die Mitglieder des Vorſtandes find an Inſtruktionen der Genoſſen des 
Verbandes nicht gebunden. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit 

gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Der Vorſtand kann nur beſchließen, wenn außer dem Direktor zwei Mit⸗ 

glieder erſchienen ſind. a 

Eine Ausnahme findet ſtalt, wenn der Vorſtand, zum dritten Mal zur 

Verhandlung über denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, dennoch nicht in ge⸗ 

nügender Zahl erſchienen iſt. a 

(Nr, 7303,) Bei 
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Bei der zweiten und dritten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtim⸗ 
mung ausdrücklich hingewieſen werden. f 

ö $. 17. 5 

An Verhandlungen über Rechte und Pflichten des Verbandes darf de- 
jenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Verbandes im Wider⸗ 
ſpruch ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung, ſelbſt mit Hülfe der Stell⸗ 
vertreter, eine beſchlußfähige Verſammlung nicht gehalten werden, ſo hat der 
Vorſitzende, oder, wenn auch dieſer aus dem vorgedachten Grunde betheiligt iſt, 
die Regierung für die Wahrung der Intereſſen des Verbandes zu ſorgen und 
nöthigenfalls einen beſonderen Vertreter für denſelben zu beſtellen. ü 


$. 18. 


Die Beſchlüſſe des Vorſtandes und die Namen der dabei anweſend ge⸗ 
weſenen Mitglieder ſind in ein beſonderes Buch einzutragen. 

Sie werden von dem Vorſitzenden und wenigſtens zwei Mitgliedern 
unterzeichnet. 


$. 19. 


Der Direktor des Verbandes führt die Gefammtverwaltung und handhabt 1 
die Polizei zum Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beaufſichy⸗ I 
tigenden Anlagen. In einzelnen Fällen kann ſich der Direktor durch ein anderes 
Mitglied des Vorſtandes vertreten laſſen / jedes Mitglied des letzteren iſt ven⸗ 
bunden, Aufträge des Vorſitzenden zu übernehmen. gu 


Der Vorſitzende hat insbeſondere: 4 


a) den Verband nach Außen und in Prozeſſen zu vertreten. Zu Verträgen 9 
und Schuldurkunden iſt eine nach F. 18. zu vollziehende Urkunde oden 
Vollmacht des Vorſtandes erforderlich (. jedoch §. 21.) 19 

b) die Einnahmen und Ausgaben anzuweiſen und das Kaſſen⸗ und Rechnungs 
weſen zu überwachen; : 13 

e) die Sozietätsbeiträge nach dem Etat und den Beſchlüſſen des Vorſtandes | 
auszuſchreiben und die Beitreibung zu bewirken; „ 

d) die Unterbeamten zu beauffichtigen und die Ausführung der Bauten an⸗ 
zuordnen und zu leiten. 


$. 20. 


Alljährlich im Frühjahr, vor der ordentlichen Jahresverſammlung des 
Vorſtandes, findet eine Hauptſchau der Anlagen des Verbandes ſtatt. Dieſelbe 
erſtreckt ſich auch auf die vom Verbande zu beaufſichtigenden Anlagen. Der 
Direktor hält die Schau mit Zuziehung von zwei Vorſtandsmitgliedern als Mit⸗ 
urtheilern ab, welche in der ordentlichen Jahresverſammlung vom Vorſtande 
beſtimmt werden. a N . 

Ueber 


ee 


” Ueber den Befund und die Beſchlüſſe der Schaukommiſſton ift ein Pro⸗ 
bokoll aufzunehmen. Die Schau wird öffentlich bekannt gemacht, damit jeder 
Betheiligte derſelben beiwohnen kann. 

So oft es erforderlich iſt, ſoll in gleicher Weiſe im September eine Nach⸗ 
ſchau abgehalten werden. 8 


. 21. 


Die gewöhnliche Unterhaltung der Sozietätsanlagen ordnet der Direktor 
nach dem Befund der Schau an, in dringenden Fällen auch ſonſt nach eigenem 
Ermeſſen und holt nur in zweifelhaften Fällen, oder wenn er mit den Mit⸗ 
urtheilern nicht übereinſtimmt, den Beſchluß des Vorſtandes ein. Ob die Aus⸗ 

führung auf Rechnung durch die Unterbeamten, ausnahmsweise auch durch ein 
Mitglied des Verbandes, oder einen Gemeindevorſtand, oder durch Entrepriſe zu 
geschehen hat, darüber ſetzt der Vorſtand gewiſſe Grundſätze feſt, unbeſchadet 
eren in dringenden Fällen die Direktion nach eigenem Ermeſſen verfährt. Zu 
Entrepriſekontrakten zur Unterhaltung der Anlagen bedarf der Direktor einer 
Vollmacht nicht. f 

Was die Schau für die vom Verbande nur zu beauffichtigenden Anlagen 
betrifft, ſo iſt das Ergebniß der Schau in gleicher Weiſe feſtzuſtellen, den Be⸗ 
theiligten vom Direktor danach Anweiſung zu ertheilen und die Befolgung 
nöthigenfalls im Wege der adminiſtrativen Exekution von ihm zu erzwingen. 


5 95 25 


Zur ſpeziellen Beaufſichtigung der Anlagen und zur Ausführung der die 
e de der lagen betreffenden Arbeiten hat der Direktor auf 
Beſchluß des Vorſtandes die erforderlichen Unterbeamten anzuſtellen und eidlich 

zu verpflichten. Der Direktor kann gegen dieſe Unterbeamten Disziplinarſtrafen 
bis zur Höhe von drei Thalern Geldbuße verfügen, nöthigenfalls ihnen auch die 
Ausübung der Amtsverrichtungen vorläufig unterſagen. 


§. 24. 


ER Auf Beſchluß des Vorſtandes find die Anlagen des Verbandes rückſichtlich 
ihrer eee Beſchaffenheit durch einen qualifizixten Bauſachverſtändigen, 
ſo oft es erforderlich iſt, zu revidiren. | 
Bei neuen Anlagen und größeren Unterhaltungsarbeiten hat der Direktor 
durch einen ſolchen Sachverſtändigen den Anſchlag vorher fertigen und die Aus⸗ 
führung inſpiziren und abnehmen zu laſſen. 

Jahrgang 1869. (Nr. 7803) d HL $. 25, 


an 
8. 25. 


Zur Führung der Kaſſengeſchäfte engagirt der Vorſtand einen Rendanten, 
welcher durch Handſchlag an Eidesſtatt vom Vorſitzenden in einer Verſammlung 
des Vorſtandes verpflichtet wird. i 

Der Rendant hat nach den Anweiſungen des Vorfigenden die Einnahmen 
und Ausgaben zu bewirken und den Etat aufzuſtellen. Die Jahresrechnung 
pro Kalenderjahr iſt bis zum 1. März dem Vorſitzenden zu übergeben, welcher 
dieſelbe durch einen Rechnungsverſtändigen und außerdem ſelbſt und durch ein 
vom a alljährlich hierfür zu bezeichnendes Mitglied der Vorprüfung 
unterwirft. 

Vierzehn Tage vor der ordentlichen Jahresverſammlung des Vorſtandes 
ſind Etat und Jahresrechnung im Büreau des Direktors zur Einſicht jedes Mit⸗ 
gliedes des Verbandes offen zu legen. 


$. 26. 


Der Vorſitzende und die Mitglieder des Vorſtandes bekleiden Ehrenpoſten. 

Dem Direktor iſt eine Entſchädigung für Büreauaufwand zu gewähren, 
welche die Regierung auf Anhören des Vorſtandes feſtſetzt. f 

Für die Schauen erhält der Direktor und jedes theilnehmende Vorſtands⸗ 
mitglied eine Fuhrkoſtenentſchädigung von zwei Thalern pro Tag und Perſon. 


§. 27. 


Die erſte Ausführung der Meliorationsanlagen leitet der Regierungs⸗ 
kommiſſarius, welcher während des Baues als Direktor des Verbandes fungirt, 
mit Hülfe des ihm zugeordneten Baubeamten. 

Ein Baubeamter der Regierung revidirt die Arbeiten. 

Nach erfolgter Ausführung werden die Anlagen von dem Regierungs⸗ 
kommiſſarius dem Vorſtande des Verbandes übergeben, mit der Baurechnung 
und einem Nachweis der ausgeführten Anlagen und der Inventarienſtücke. 
Streitigkeiten, welche dabei entſtehen möchten, werden von der Regierung zu 
Gumbinnen, in höherer Inſtanz von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten entſchieden, ohne daß der Rechtsweg zuläſſig iſt. 

Die Baurechnung wird nach Anhören des Vorſtandes demnächſt von der 
Regierung dechargirt. i 

Die Remuneration des Regierungskommiſſarius und des Baubeamten 
während der Bauzeit wird aus der Staatskaſſe beſtritten. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i 

Gegeben Berlin, den 21. Dezember 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 
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(Ar. 7304.) Privilegium wegen Emiſſion von 7,000,000 Thaler Prioritäts⸗Obligationen 
der Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 11. Ja⸗ 
nuar 1869. f 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen e. 


Nachdem die unter dem 17. Auguſt 1845., xefp. 28. Auguſt 18.49. 
landesherrlich beſtätigte Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft durch 
ihre, nach Maaßgabe der Beſchlüſſe der Generalverſammlungen ihrer Aktionaire 
vom 28. März 1863. und 18. Dezember 1867. hierzu ermächtigten Geſellſchafts⸗ 
vorſtände darauf angetragen hat, ihr zur theilweiſen Deckung der Koſten, welche 
durch die im F. 6. des unterm 14. Dezember 1868. von Uns genehmigten 
Nachtrages zu ihrem Statut genannten Bauausführungen ſchon erwachſen ſind 
und noch erwachſen werden, die Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit 
Zinskupons verſehener Obligationen im Betrage von ſieben Millionen Thaler 
\ zu geftatten, fo ertheilen Wir in Gemäßheit des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs verpflichtung an jeden 
Inhaber enthalten, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Ge⸗ 
nehmigung zur Emiſſion der gedachten Obligationen unter den folgenden Be⸗ 
dingungen. 

1 ö 


Die in Höhe von 7,000,000 Thaler zu emittirenden Obligationen, auf 
deren Rückſeite ein Abdruck dieſes Privilegiums beigefügt wird, werden nach dem 
beiliegenden Schema A. mit der Bezeichnung »Litt. D.« in Apoints von 1000, 
7,500 und 100 Thalern unter fortlaufenden Nummern, und zwar in Apoints zu 

N 1000 Thalern unter Nr. 1. bis 1000. zum Betrage von 1 Million Thalern, 
in Apoints zu 500 Thalern unter Nr. 1001. bis 5000. zum Betrage von 
2 Millionen Thaler, in Apoints zu 100 Thalern unter Nr. 5001. bis 45,000. 
zum Betrage von 4 Millionen Thaler ausgefertigt und von drei Mitgliedern 
des Direktoriums und dem Rendanten der Geſellſchaft unterzeichnet. 


§. 2. 


Die Inhaber der zu emittirenden Obligationen ſind auf Höhe der darin 
verſchriebenen Kapitalbeträge und der dafür nach $. 3. zu zahlenden Zinſen 
Gläubiger der Berlin Potsdam: Magdeburger REEL Sie haben 
in dieſer Eigenſchaft vor den Inhabern der Stammaktien und in Anſehung der 
von Magdeburg nach Helmſtedt, beziehungsweiſe nach Sale führenden Bahnen 
auch vor den Inhabern der vermöge landesherrlichen Privilegiums vom 17. Auguft 
1845. (Geſeß⸗Samml. S. 572.) kreirten, mit Litt. A. und B. bezeichneten 
Obligationen der Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft im urſprünglichen 
Betrage von 2,367,000 Thalern, ſowie der durch Unſer Privilegium vom 
25. Auguſt 1862. (Geſetz⸗Samml. S. 261.) kreirten, mit »Litt. C. neue 
Emiffton« bezeichneten Obligationen der Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft im urſprünglichen Betrage von 7,000,000 Thalern ein ee 

(Nr. 7304.) 27. or⸗ 


33 
Vorzugsrecht. Den Jbl der auf Grund der vorerwähnten Privilegien 
emittirten Prioritäts⸗Obli 
Geſellſchaftsvermögens das denſelben verſchriebene Vorzugsrecht. 


F. 3. 

Die Obligationen werden mit fünf Prozent jährlich verzinſt. Zur Er⸗ 
hebung dieſer Zinſen werden den Obligationen zunächſt für ſechs Jahre zwölf 
1 e, am 2. Januar und 1. Juli der betreffenden Jahre zahlbare Zins⸗ 

pons Kl 1. bis 12. nebſt Talons nach dem sub B. beigefügten Schema 
beigegeben. N 

Beim Ablaufe dieſer und jeder folgenden ſechsjährigen Periode werden 
nach vorgängiger öffentlicher Bekanntmachung neue Zinskupons für anderweite 
ſechs Jahre ausgereicht. Die Ausreichung erfolgt an den Präſentanten des Ta⸗ 
lons, durch deſſen Rückgabe zugleich über den Empfang der neuen Serie Zins⸗ 
kupons nebſt Talons quittirt wird, ſofern nicht vorher dagegen von dem Inhaber 
der Obligation beim Direktorium der Geſellſchaft ſchriftlich Widerſpruch erhoben 
worden iſt. Im Falle eines ſolchen Widerſpruchs erfolgt die Ausreichung einer 
neuen Serie Zinskupons nebſt Talon an den Inhaber der Obligation. 


§. 4. 


Die Anſprüche auf Zinsvergütung erlöſchen, und die Zinskupons werden 
ungültig und werthlos, wenn dieſe nicht binnen vier Jahren nach der Verfallzeit 
zur Zahlung präſentirt werden. 


$. 5. 

Die Verzinſung der Obligationen hört an dem Tage auf, an welchem 
ſie zur Zurückzahlung fällig find. Wird dieſe in Empfang genommen, jo müſſen 
zugleich die ausgereichten Zinskupons, welche ſpäter als an jenem Tage verfallen, 
mit der fälligen Obligation eingereicht werden; geſchieht dies nicht, fo wird der 
Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapital gekürzt und zur Einlöſung 
dieſer Kupons verwendet. 


F. 6. 


Zur allmäligen Tilgung der Schuld wird vom Jahre 1873. ab jährlich 
ein halbes Prozent von dem Kapitalbetrage aller emittirten Obligationen nebſt 
dem Betrage der durch die bereits getilgten Obligationen entſtehenden Zinserſpar⸗ 
niß verwendet. Außerdem ſteht der Geſellſchaft eine allgemeine Kündigung der 
Obligationen mit Genehmigung Unſeres Handelsminiſters zu. 5 

Die Nummern der in einem jeden Jahre zu amortiſirenden Obligationen 
werden alljährlich durch das Loos beſtimmt. Die Auslooſung geſchieht Seitens 
des Direktoriums mit Zuziehung eines das Protokoll führenden Notars in einem 
14 Tage zuvor einmal öffentlich bekannt gemachten Termine, zu welchem Jeder⸗ 
mann der Zutritt freiſteht. i 5 a 9 

Die Bekanntmachung der ausgelooſten Obligationen, ſowie einer allge 
meinen Kündigung derſelben erfolgt durch dreimalige Einrückung in die e 4 

lichen 


gationen verbleibt dagegen in Anſehung des übrigen 4 
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lichen Blätter (§. 11.) die erſte Einrückung muß mindeſtens drei Monate vor 


dem beſtimmten Zahlungstermine ſtattfinden. Die Einlöſung der ausgelooſten 
Obligationen geſchieht am 1. Juli jeden Jahres, die Einlöſung der gekündigten 
Obligationen kann ſowohl am 2. Januar, als am 1. Juli jeden Jahres ſtatt⸗ 
finden. Die Rückzahlung erfolgt in beiden Fällen nach dem Nennwerthe gegen 


Auslieferung der Obligationen an deren Präſentanten. Die im Wege des Til⸗ 


gungsverfahrens eingelöſten Obligationen werden unter Beobachtung der oben 
wegen der Auslooſung vorgeſchriebenen Form verbrannt. Diejenigen, welche im 
Wege der Kündigung oder der Rückforderung ($. 9.) eingelöft werden, kann die 
Geſellſchaft wieder ausgeben. Ueber die Ausführung der Tilgung wird dem be⸗ 
treffenden Eiſenbahn⸗Kommiſſariate alljährlich Nachweis geführt. 


8. 7. 


Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Obligationen amortiſirt werden, 
ſo wird ein gerichtliches Aufgebot nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen 
erlaſſen. Für dergeſtalt amortiſirte, ſowie auch für zerriſſene oder ſonſt unbrauch⸗ 
bar gewordene, an die Geſellſchaft zurückgelieferte und gänzlich zu kaſſirende 


Obligationen werden neue dergleichen ausgefertigt. 


§. 8. 

Die Nummern der zur Zurückzahlung fälligen, nicht zur Einlöſung vor⸗ 
gezeigten Obligationen werden während der nächſten drei Jahre nach dem Zah⸗ 
lungstermine jährlich einmal von dem Direktorium der Geſellſchaft Behufs der 
Empfangnahme der Zahlung öffentlich aufgerufen. Die Obligationen, welche 
nicht innerhalb zehn Jahren nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Einlöſung 
vorgezeigt werden, ſind werthlos, und iſt dies von dem Direktorium unter An⸗ 
gabe der werthlos gewordenen Nummern alsdann le zu erklären. Die 
Geſellſchaft hat wegen ſolcher Obligationen keinerlei Verpflichtungen mehr. 


ö 8 N 
Außer dem im F. 6. gedachten Falle find die Inhaber der Obligationen 
berechtigt, deren Nennwerth in folgenden Fällen von der Geſellſchaft zurück⸗ 
zufordern: 

a) wenn fällige Zinskupons, ungeachtet ſolche zur Einlöſung präſentirt wor⸗ 
den, länger als drei Monate unberichtigt bleiben; 

b) wenn der Transportbetrieb auf den zum Unternehmen der Berlin⸗Pots⸗ 
dam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft gehörigen Eifenbahnen mit Dampf⸗ 
wagen oder mit anderen, dieſelben erſetzenden Maſchinen durch Schuld 
der Geſellſchaft länger als ſechs Monate ganz aufhört; 

e) wenn die im H. 6. feſtgeſetzte Tilgung der Obligationen nicht inne⸗ 
gehalten wird. 

In den Fällen zu a. und b. kann das Kapital an demſelben Tage, wo 


einer dieſer Fälle eintritt, zurückgefordert werden; in dem Falle zu e. iſt dagegen 
eine dreimonatliche Kündigungsfriſt zu beobachten. 


(Nr. 7804.) Das 


0 


l des unterbrochenen Transportbetriebes, das Recht der Kündigung in dem 
alle 


zu . drei Monate von dem Tage ab, an welchem die Tilgung der Obli⸗ 
gationen hätte erfolgen ſollen. Die Kündigung verliert indeſſen ihre rechtliche 
Wirkung, wenn die Geſellſchaft die nicht eingehaltene Amortiſation nachholt und 
zu dem Ende binnen längſtens drei Monaten nach erfolgter Kündigung die 


Auslooſung der zu amortiſtrenden Prioritäts⸗Obligationen nachträglich bewirkt. 
$. 10 


Zur Sicherung der Verzinſung und Tilgung der Schuld wird feſtgeſetzt 
und verordnet: „ 


a) Die vorgeſchriebene Verzinſung und Tilgung der Obligationen geht der 


Zahlung der Zinſen und Dividende an die Aktionaire der Geſell-⸗ 


ſchaft vor. 
b) Bis zur Tilgung der Obligationen darf die Geſellſchaft keine zur Eiſen⸗ 


bahn und zu den Bahnhöfen erforderlichen Grundſtücke verkaufen; dies 


bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und der Bahnhöfe 


befindlichen Grundſtücke, auch nicht auf ſolche, welche innerhalb der 
Pot etwa an den Staat oder an Gemeinden zur Errichtung von 


Po 


„ Telegraphen⸗ Polizei- oder ſteuerlichen Einrichtungen, oder welche 


zu Packhöfen oder Waarenniederlagen abgetreten werden möchten. Für 
den Fall, daß Unſere Gerichte einen Nachweis darüber erfordern ſollten, 
ob ein Grundſtück zur Eiſenbahn oder zu den Bahnhöfen erforderlich 
ſei oder nicht, genügt ein Atteſt des betreffenden Eiſenbahn⸗Kommiſſariats. 


e) Die Geſellſchaft darf weder Prioritäts⸗Aktien oder Obligationen kreiren, | 


noch neue Darlehen aufnehmen, es fei denn, daß für die jetzt zu emit- 
tirenden Obligationen das Vorzugsrecht ausdrücklich ſtipulirt werde. 


Das Recht der Zurückforderung dauert in dem Falle zu a. bis zur Be⸗ 4 
zahlung des betreffenden Zinskupons, in dem Falle zu b. bis zur Wiederherſtel- 


d) Zur Sicherheit für das im $. 9. feſtgeſetzte Rückforderungsrecht iſt den 
Inhabern der Obligationen von der Berlin⸗Potsdam⸗ Magdeburger 


Eiſenbahngeſellſchaft das Geſellſchaftsvermögen verpfändet. 


Die vorſtehend unter b. erlaſſene Beſtimmung ſoll ſich jedoch auf dieje⸗ 
nigen Obligationen nicht beziehen, die, zur Rückzahlung fällig erklärt, nicht inner⸗ 
halb ſechs Monaten nach Verfall zur Empfangnahme der Zahlung gehörig prä- 


ſentirt werden. 
SL. 


Alle in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachungen 
müſſen in den Staatsanzeiger, in eine zweite in Berlin erſcheinende und in die 
Magdeburger Zeitung eingerückt werden. Sollte eines dieſer Blätter eingehen, 
ſo genügt die Bekanntmachung in den beiden anderen bis zu anderweitigen mit 


Genehmigung Unſeres Handelsminiſters zu treffenden Beſtimmungen. 
8 $. 12. 


Auf die Zahlung der Obligationen, wie auch der Zinskupons, kann kein 


3 


Arreſt bei der Geſellſchaft angelegt werden. 


Zu Urkund deſſen haben Wir das gegenwärtige Privilegium Allerhöchſt⸗ 
eigenhändig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, 
ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befrie⸗ 
digung eine Gewährleiſtung von Seiten des Staats zu geben oder Rechten 


Dritter zu präjudiziren. 
Gegeben Berlin, den 11. Januar 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


i : | Schena A. 
Pripritäts- Obligation 
de: i ö 
Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft 
Littr. D. „ g 
über 


S5 Thaler Preußiſch Kurant. 


Inhaber Diejer iat hat , a. Thalern 
reußiſch Kurant Antheil an dem in Gemäßheit des umſtehend abgedruckten 
Allerhöchſten Privilegiums emittirten Kapitale von 7,000,000 Thaler. 
Die Zinſen mit Il Prozent für das Jahr find gegen die ausgegebenen, 

. u 9 Januar und 1. Juli jeden Jahres zahlbaren halbjährigen Zinskupons zu 
erheben. f ! | 
Berlin, dern ; 18. 


Das Direktorium der Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahn⸗ 
1 8 geſellſchaft. 
| (Drei Unterschriften.) 


(Trockener Stempel.) 


Air. 730% | Sche⸗ 


| | en 
Schema B. a 
Inhaber empfängt gegen dieſen Talon nach Maaßgabe des F. 3. des 
Privilegiums vom een 18. in Berlin bei unſerer Geſellſchaftskaſſe 
die te Serie der Zinskupons 
zur Prioritäts⸗Obligation der Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft 
Litir. D. 
Berlin, den inn I: 


Das Direktorium der Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahn— 
geſellſchaft. 
Ausgefertigt: 


Serie N 
ee EL DE DEN 


zur 
Prioritaͤts⸗Obligation 
155 5 der 
Berlin⸗Potsdam⸗ Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft 
Littr. D. N „ 

e Thaler . . .. Silbergroſchen hat Inhaber dieſes 
Vom 8 ab in Berlin aus unſerer Geſellſchaftskaſſe zu erheben. 

Dieſer Zinskupon wird ungültig und werthlos, wenn er nicht binnen vier 
Jahren nach der Verfallzeit zur Shin präſentirt wird. l 

Berlin, den en 3 


Das Direktorium der Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft. 8 


1 


Ausgefertigt: 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 74220 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(N. v. Decker). 


